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Allgemeine
Rückmeldungen

Hier können generelle
Rückmeldungen zur
neuen
Zulassungsbeschränkung
gemäss Art. 55a KVG
erfasst werden.
Rückmeldungen zu den
einzelnen Paragraphen
sowie zum Anhang der
Verordnung sind in den
weiteren Kapiteln zu
erfassen.

Die FMCH hat mit Schreiben vom 31. März 2023 an die GDK und die
Gesundheitsdirektionen ihre Haltung zur Zulassungsbeschränkung und zur
Definition von Höchstzahlen dargelegt. Die FMCH steht jederzeit für fachlichen
Input und entsprechende Informationen zur Verfügung. Im Folgenden zunächst
unsere allgemeinen Ausführungen zum Verordnungs-Entwurf: 

1. Fehlende gesetzliche Grundlage
Das Urteil des Kantonsgerichts Basel-Landschaft vom 18. Januar 2023, mit
welchem die Zulassungsverordnung des Kantons Basel-Land aufgehoben
wurde, zeigt klar, dass zur kantonalen Festlegung der Höchstzahlen für
Ärztinnen und Ärzte zuerst eine genügende gesetzliche Grundlage geschaffen
werden muss. Die Zulassungssteuerung nach Artikel 55a KVG ist gemäss dem
Kantonsgericht Basel-Landschaft mehr als eine blosse
Umsetzungsgesetzgebung, sondern erfordert neu eine selbständige kantonale
Gesetzgebung. Der faktische Zulassungsstopp von Fachärztinnen und -ärzten
stellt einen schweren Eingriff in die Berufsausübung der Ärztinnen und Ärzte
und somit in die verfassungsmässig geschützten Grundrechte dar, welcher
zwingend ein Gesetz im formellen Sinn erfordert.
Folglich ist die Zulassungsbeschränkung auf kantonalem Niveau eine
gesetzliche Basis zu schaffen. Der vorliegende Verordnungsentwurf genügt
diesen Anforderungen nicht.
Auch für den Erlass der Übergangsbestimmungen braucht es eine gesetzliche
Grundlage. In diesem Sinne ist der Regierungsratsbeschluss 313_2023 vom 15.
März 2023 aufzuheben, der besagt, dass in den vier bezeichneten
Fachgebieten bis zum 30. Juni 2025 neue Zulassungen nur noch in dem
Umfang vergeben werden, in dem bisherige Zulassungen zurückgegeben
werden.

2. Auswirkungen auf die Rahmenbedingungen 
Die Zulassungssteuerung wird in absehbarer Zeit zu einem Mangel an
Fachkräften führen. Dies wird nicht schnell korrigierbar sein. Das Ziel der
Kostensenkung wird damit verfehlt, dafür werden viel mehr neue
Schwierigkeiten geschaffen und der Verwaltungsaufwand und damit die Kosten
steigen.
Aus der aktuellen FMH-Ärztestatistik geht hervor, dass 2021 jeder dritte Arzt,
der in der Schweiz eine eigene Praxis führt, über 60 Jahre alt war und dass
derzeit 36 Prozent der Ärztinnen und Ärzte ein ausländisches Diplom haben
(Siehe dazu Schweizerische Ärztezeitung 2022/103(13), S. 414–419.). Dass
tatsächlich eine Überversorgung besteht, ist nicht nachweisbar, da valide Daten
fehlen. Selbst der aktuelle Bedarf an Ärztinnen und Ärzten kann nicht allein mit
neu ausgebildeten Fachkräften gedeckt werden. Studien des Schweizerischen
Gesundheitsobservatoriums OBSAN zeigen, dass der Anteil der neuen
Berufsausübungsbewilligungen an ausländische Ärztinnen und Ärzte in den
vergangenen Jahren stark gestiegen ist (OBSAN Bulletin 4/2015, S. 6.). 
Aktuelle Studien zeigen denn auch, dass die Versorgungslage den Ärztestopp
nicht rechtfertigt, sondern im Gegenteil Argumente liefert, davon abzusehen.
OBSAN Zahlen zeigen auf, dass in der Mehrheit der Fachgebiete und der
Kantone die Ärztedichte unter dem Versorgungsbedarf von 100% liegt. Die
gesellschaftlichen Veränderungen innerhalb des Ärztestandes (wie neue
Teilzeit-Arbeitsmodelle etc. und der permanent steigende Druck am
Arbeitsplatz) sowie die eingangs erwähnten, u. a. demografisch bedingt
schwindenden Zugänge zum Medizinstudium gegenüber den steigenden
Patientenzahlen werden diesen Trend rasch verschärfen. Schliesslich wird die
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Verknappung der Ressource Ärztin/Arzt dazu führen, dass sich die Wartezeiten
für Patientinnen und Patienten zusehends verlängern werden. Unterversorgte
Fachgebiete werden zunehmen und die Gefahr von Benachteiligungen beim
Zugang zur medizinischen Versorgung wird steigen. Damit wird auch die Zwei-
Klassen-Medizin gefördert werden. Aus medizinischer Sicht sind diese sich
abzeichnenden Entwicklungen inakzeptabel. Leidtragende der Konsequenzen
werden insbesondere die Patientinnen und Patienten sein. 
Eine allfällige Definition von Höchstzahlen muss daher zwingend auch
festhalten, wie die Versorgungssicherheit in der ambulanten Versorgung künftig
gewährleistet werden soll. Es ist daher insbesondere zu konkretisieren, wann
eine Unterversorgung besteht, welche Massnahmen gegen eine
Unterversorgung ergriffen werden können oder müssen, wie die Qualität der
Anbieter geprüft und gesichert wird (mit Massnahmenkatalog bei Minderqualität
wie z.B. Entzug der Zulassung), wie geprüft wird, ob moderne
Behandlungsmethoden angewandt werden (Digitalisierung, moderne
Behandlungsmethoden, Entzug von Bewilligungen bei Verweigerung der
Neuerungen etc.), wie bei knappen Ressourcen die Versorgungsgerechtigkeit
für Patientinnen und Patienten gewährleistet wird. Der Zulassungsstopp
behindert in hohem Masse die qualitativ hochstehende Ausbildung von
Schweizer Fachärztinnen und -ärzten. Ein Fachärztemangel kann nicht rasch
durch neu auszubildende Ärztinnen und Ärzte behoben werden, da die
Facharztausbildung mehr als 5-6 Jahre dauert. Entsprechende
Versorgungsengpässe werden nur durch den Zustrom ausländischer
Fachärztinnen und -ärzte zu decken sein, welche jedoch nicht den
hochstehenden Schweizer Weiterbildungsstandard absolviert haben. Dies
wiederum führt langfristig dazu, dass der Zugang für Inländer blockiert wird. 
Wir erinnern an dieser Stelle an die flächendeckende Unterversorgung in der
Hausarztmedizin, welche insbesondere durch den Praxisstopp 2002
hervorgerufen wurde. Auch diese Verordnung erfolgte auf Grund des
«Kostendrucks» übereilt und kurzfristig, ohne die möglichen langfristigen Folgen
abzuwägen.
Ebenfalls widerspricht die Verordnung der Strategie «ambulant vor stationär».
Diese bezweckt die Verlagerung von stationären zu ambulanten Behandlungen
zwecks Senkung der Gesundheitskosten. Die Begrenzung der Zulassungen im
ambulanten Bereich erschwert den Zugang zu ambulanten Leistungen, verengte
den Zugang zu medizinischen Leistungen in urbanen Gebieten und
verschlechtert die Versorgung in Randregionen.

3. Attraktivität des Berufsstandes und Nachwuchsproblematik
Einhergehend mit der Diskussion um den Fachkräftemangel, der im
medizinischen Bereich bereits schwerste Auswirkungen zeitigt, geben zum
einen die Möglichkeiten der Aus- und Weiterbildung, zum anderen die
Arbeitsbedingungen Anlass zur Sorge. Wenn mittels Zulassungsstopp und
dabei mittels Höchstzahlen die mögliche Anzahl an Fachärztinnen und
Fachärzten beschränkt wird, wird sich dies relativ rasch auf den Nachwuchs
auswirken, den wir in allen medizinischen Fachrichtungen dringend benötigen. 
Die nicht quantifizierbaren negative Folgen für den Kanton Zürich (und andere)
sind vielfältig:
- Das Verhängen von Höchstzahlen schmälert die Attraktivität des Berufstandes
der Ärztin oder des Arztes. 
- Der Wegfall der Entscheidungsfreiheit, von einer angestellten Position in einer
Klinik oder einem Spital in die Selbständigkeit zu wechseln, wird sich weiter
auch auf die Kliniken und Spitäler selbst auswirken, da die nötige Fluktuation
nur bei entsprechenden Abgängen gewährleistet ist – dies zusätzlich zur
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Einschränkung der Freiheit, Anstellungen vorzunehmen.
- Eine rigide Umsetzung des Zulassungsstopps mittels Höchstzahlen wird sich
in wenigen Jahren direkt auf die Anzahl Studentinnen und Studenten auswirken,
welche gewillt sind, ein Medizinstudium zu absolvieren.
- Der Zulassungsstopp und darauf basierende Höchstzahlen behindern
Ärztinnen und Ärzte in ihrer Mobilität derart, dass Weiterbildungsmöglichkeiten
nicht mehr wahrgenommen und ein Erfahrungsaufbau in verschiedenen
Institutionen und Kantonen verunmöglicht wird. Es werden in den verschiedenen
medizinischen Institutionen sowohl im ambulanten als auch im stationären
Bereich innert fünf bis zehn Jahren viele Fachärztinnen und Fachärzte fehlen,
was, wie wir aktuell bei den Hausärztinnen und Hausärzten sehen, nicht schnell
korrigierbar sein wird. Dies bedeutet: Der Entwicklung muss jetzt
entgegengesteuert werden.
- Die Verordnung führt zu einem «Stau» in den Ausbildungsstätten. Nur wenn
die fertig ausgebildeten Fachärztinnen und -ärzte die Spitäler verlassen können,
werden auch Ausbildungsstellen für nachfolgende Weiterzubildende frei. 
Die FMCH setzt sich stark für mehr Ausbildungs- und Weiterbildungsplätze ein.
Wir sind diesbezüglich jedoch auf eine gute Kooperation und entsprechende
Rahmenbedingungen in allen Kantonen angewiesen. Gleichzeitig ist nicht zu
unterschätzen, dass im Kanton Zürich sehr viele Fachärztinnen und -ärzte
ausgebildet werden, welche in anderen Kantonen, insb. in der Ostschweiz,
benötigt werden. Entsprechend trägt der Kanton Zürich eine grosse
Verantwortung für die gesamte Region. Hinzu kommt eine nicht zu
unterschätzende Signalwirkung der geplanten Regulierung an die anderen
Kantone. 

4. Gleichstellungsfragen und gesellschaftliche Veränderungen
Anzumerken ist zudem, dass die Vorlage gleichstellungsrechtliche Anliegen
nicht berücksichtigt. Der Vereinbarkeit von Beruf und Familie und den damit
entstehenden Bedürfnissen wird im vorliegenden Entwurf kaum Rechnung
getragen. Ein attraktives Berufsumfeld für Ärztinnen und Ärzte beinhaltet
Möglichkeiten für Teilzeitpensen und flexible Alternativen. Die Gesetzgebung
sollte dieses Anliegen entsprechend berücksichtigen und fördern, wenn wir nicht
wollen, dass dringend benötigte Fachpersonen aus dem Beruf aussteigen. Es
muss verhindert werden, dass die Umsetzung des Zulassungsstopps dazu führt,
dass Personen mit familiären Verpflichtungen aus dem Beruf gedrängt werden.
Bei der Ausbildung der Fachärztinnen und -ärzte ist zudem zu beachten, dass
die Ausbildungszeiten sich in der Praxis immer mehr verlängern. Gleichzeitig
sind die gesellschaftlichen Veränderungen und die damit einhergehenden
Veränderungen der Bedürfnisse schwer vorauszusehen. Eine entsprechende
Reaktion auf dadurch möglicherweise entstehende Personalengpässe ist somit
kaum rechtzeitig möglich. Dem muss entsprechend bereits jetzt Rechnung
getragen werden. Die Medizin entwickelt sich gleichzeitig weiter. Die
ambulanten Therapiemöglichkeiten nehmen mit dieser Entwicklung immer
weiter zu. Damit wird auch der Bedarf nach ambulanter Leistungserbringung
weiter zunehmen.
Ebenfalls muss Beachtung finden, dass Ärztinnen und Ärzte, welche in den
Ruhestand treten, heute in den meisten Fällen durch zwei oder mehr Personen
ersetzt werden. Dies einerseits, da heute flexiblere Arbeitszeiten und
Teilzeitpensen gewünscht werden, andererseits haben viele ältere Ärztinnen
und Ärzte mehr Stunden gearbeitet, als einem heute gängigen Vollzeitpensum
entspricht. Es werden somit in Zukunft mehr Ärztinnen und Ärzte benötigt. 
Die direkte Betroffenheit im medizinischen Bereich einerseits und die drohende
Verschlechterung der Versorgung andererseits sind alarmierend. Ausreichende
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und gute Versorgung kann nur dann gewährleistet werden, wenn interessierte,
engagierte und kompetente Ärztinnen und Ärzte ihren Beruf ausüben und sie
dies unter fairen Rahmenbedingungen tun können. Es ist daher äusserst
wichtig, dass das berufliche Umfeld für Ärztinnen und Ärzte weiterhin attraktiv
bleibt. Jeglicher regulative Eingriff darf die Versorgungssicherheit nicht
gefährden, sondern muss sie im Gegenteil auch in Zukunft gewährleisten.

Gegenstand und Zweck § 1 Vorbehältlich der Forderung, dass gänzlich auf das Verhängen von
Höchstzahlen zu verzichten ist, erläutert die FMCH: 

Der Verwendung von Vollzeitäquivalenten (VZÄ) zur Festlegung der
Höchstzahlen ist zwar naheliegend, um die Arbeitspensen von Ärztinnen und
Ärzten festzuhalten jedoch unpraktikabel.
Die verschiedenen Arbeitspensen variieren stark. Insbesondere
selbständigerwerbende Ärztinnen und Ärzte erfüllen oftmals Pensen, die weit
über 100% hinausgehen. Die aktuellen Tendenzen der gesellschaftlichen
Veränderungen zeigen jedoch, dass heute insbesondere Teilzeitpensen
gewünscht sind und auch bei 100%-Pensen nicht mehr dieselbe Stundenzahl
geleistet werden will wie dies in früheren Generationen mit anderen
Arbeitsbelastungen der Fall war.
Bei Belegärztinnen und -ärzten ist nicht abgegrenzt, welchen Teil ihres Pensums
sie in einem Spital und welchen ambulant in der Praxis erfüllen. Dies ist zudem
von verschiedenen Faktoren abhängig und kann daher stark schwanken. 
Des Weiteren verfügen viele Ärztinnen und Ärzte über mehrere Facharzttitel und
sind entsprechend in verschiedenen Fachbereichen tätig, teilweise auch im
Bereich der Hausarztmedizin. Dies möglicherweise auch in Kombination mit
Fachgebieten, welche nicht in Anhang 1 erfasst und damit nicht beschränkt
sind.
Es muss folglich definiert werden, wie die VZÄ festgelegt werden. Es ist dabei
zu klären, ob die Anzahl Arbeitsstunden pro Woche oder das Umsatzvolumen
massgeblich sind und ob dabei insbesondere die Zeit für die gesetzliche
Weiterbildung oder administrative Arbeiten ebenfalls miteinbezogen wird. 
Ebenfalls ist nicht definiert, wie der Bedarf festgelegt und monitorisiert wird.

Geltungsbereich § 2 fachbezogen Die Kriterien zur Auswahl der zu beschränkenden Fachgebiete müssen
festgelegt und objektivierbar sein. Nur so kann der Entscheid gerechtfertigt und
nachvollzogen werden.
Wie die Auswahl der im Anhang 1 aufgeführten Fachrichtungen zeigt, ist dieser
Prozess nicht nachvollziehbar ausgestaltet und bietet Raum für Willkür. Dies ist
jedoch für die Einschränkung der Berufsausübung grundlegend, die Kriterien
hierfür müssen daher zwingend, und wie bereits eingangs erwähnt, in einem
formellen Gesetz festgelegt werden.
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Geltungsbereich § 3 personenbezogen Es ist richtig und von grosser Bedeutung, die Weiterbildung bestmöglich
weiterhin zu gewährleisten, wie dies mit § 3 versucht wird. In der praktischen
Umsetzung dieses Artikels werden sich jedoch einige Probleme bemerkbar
machen, z.B. in dem Facharztprüfungen möglichst weit hinausgeschoben
werden.
Unklar ist, was mit «…und Personen ohne Weiterbildungstitel, die unter Aufsicht
von Ärztinnen und Ärzten mit einem Weiterbildungstitel in einem medizinischen
Fachgebiet gemäss Anhang 1 tätig sind.» gemeint ist. Sind diese Personen zur
Tätigkeit zugelassen, wenn sie nicht in Ausbildung sind?

Zulassung § 4 Grundsatz Wann ist in einem Fachgebiet das Kriterium zur Festlegung von Höchstzahlen
erreicht? Dies geht aus der geplanten Verordnung nicht hervor, ist jedoch für die
Einschränkung grundlegend. Wie bei § 1 ausgeführt, ist dies in einem formellen
Gesetz zu definieren.
Abs. 2: Was passiert mit den ungenutzten Zulassungen, wenn sie nicht
berücksichtigt werden? Bedeutet dies, dass sie nicht in die Berechnung
einbezogen werden, d.h. nicht «zählen»? Was passiert dann, wenn doch
jemand seine ungenutzte Zulassung plötzlich nutzt? Bzw. zählen sie doch, dann
haben wir offensichtlich einen «belegbaren» Ärztemangel?
Wenn für die Zulassungserteilung nur die Rangfolge auf der Warteliste als
einziges Kriterium gilt, widerspricht dies dem Grundsatz der bedarfsgerechten
Versorgung. Dies kann dazu führen, dass Patientinnen und Patienten in der
einen Region unterversorgt sind und lange Anreisewege auf sich nehmen
müssen. In der anderen Region entstünde gleichzeitig möglicherweise eine
unerwünschte Überversorgung. Es ist aber anzuerkennen, dass eine Vergabe
nach Eingangsdatum aus Gründen der Gleichbehandlung nachvollziehbar und
wohl besser umzusetzen ist, als eine Zuteilung nach Region.
Unklar ist zudem, wer Einsicht auf die Warteliste hat und wer die Einhaltung bei
der Vergabe der Zulassungen kontrolliert, um unrechtmässige Begünstigungen
zu verhindern.

Zulassung § 5 Bestandesschutz Hier muss erneut darauf hingewiesen werden (vgl. § 1), dass VZÄ vorliegend
eine untaugliche Masseinheit darstellen. Es ist notorisch, dass bei einer
pensionsbedingten Praxisübergabe meistens zwei Nachfolgerinnen oder
Nachfolger mit je einem Pensum von 60 bis 80% die Praxis weiterführen. Es
muss folglich davon ausgegangen werden, dass ein VZÄ einer älteren Ärztin
oder eines älteren Arztes einem heutigen VZÄ von ca. 1.3 bis 1.6 entspricht.

Warteliste § 6 Wie bereits bei § 4 geschrieben, ist es wohl unumgänglich, die Zulassung nach
einem System zu verteilen, das sich am zeitlichen Eingang des Gesuchs
orientiert. Allerdings wird dies spätestens dann zu Schwierigkeiten führen, wenn
mehrere Kantone dieses Vorgehen wählen – wovon mit hoher Sicherheit
ausgegangen werden kann. Dies führt dazu, dass Anwärterinnen und Anwärter
auf eine Zulassung in mehreren Kantonen gleichzeitig Gesuche einreichen
werden. Dies führt zu einer Dynamik, welche jegliche Planungssicherheit
verhindert. 
Faktisch wird zudem kaum jemand seine Zulassung zurückgeben resp. eine
Stellenreduktion melden, sondern die Zulassung an den Meistbietenden
übertragen. Lediglich die Erhöhung der Höchstzahl wird zu einer Vergabe
gemäss Warteliste führen.
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Übertragung zum Zweck
der persönlichen
Anstellung

§ 7 Diese Regelung ist aus unserer Sicht höchst problematisch. Es müsste den
Parteien obliegen, den Verbleib der Zulassung bei Auflösung des
Arbeitsverhältnisses zu regeln. Die vorgeschlagene Regelung würde bedeuten,
dass die Zulassung bei einer Kündigung auch während der Probezeit oder kurz
danach an den begünstigten Leistungserbringer übergeht. Dies kann gewünscht
sein, wenn lediglich die Übertragung der Zulassung das Ziel der Anstellung
wäre (Handel mit Zulassungen). Bei einer ernsthaft gewünschten Anstellung
begibt sich die arbeitgebende Person in eine komplette Abhängigkeit von der
arbeitnehmenden Person. Es muss daher möglich sein, sich für diesen Fall
vertraglich auf Rückgabe der Zulassung abzusichern.
Die vorliegende Regelung wird den Handel mit Zulassungen mit all seinen
negativen Auswirkungen (vgl. Ausführungen nachfolgend bei § 8 ) fördern. 
Dies würde zudem im Bereich der Spitäler ermöglichen, die Zulassung von
einem Spital zum anderen «mitzunehmen», was die Ressourcenplanung eines
Spitals komplett verunmöglicht.

Übertragung zur
Praxisübergabe

§ 8 Wenn eine Versorgung durch Niedergelassene ausserhalb der Spitäler
sichergestellt werden soll, dann ist eine solche Bestimmung – mit all ihren
Nachteilen – grundsätzlich zu begrüssen. 
Diese Regelung wird jedoch zwangsläufig dazu führen, dass die Preise für
Arztpraxen in den beschränkten Fachgebieten steigen. Die Praxen werden an
die Person verkauft, welche den höchsten Preis zu zahlen bereit ist. Faktisch
führt dies zu einem preissteigernden Handel mit den vorliegenden Zulassungen.
Die Verpflichtung, die Praxis weiterzuführen, ist nicht weiter definiert. Es wäre
also problemlos möglich, eine Praxis zu kaufen, die Zulassung dazu zu erhalten
und sich nach kürzester Zeit anders zu orientieren und die Zulassung
«mitzunehmen». Wer also in einem der beschränkten Fachgebiete tätig sein
möchte, braucht schlussendlich faktisch entweder viel Geduld auf der Warteliste
(und die entsprechenden finanziellen und persönlichen Möglichkeiten, um so
lange zu warten) oder die nötigen finanziellen Rücklagen, um eine Praxis zu
kaufen. Eine solche Entwicklung ist für die Qualität der Gesundheitsversorgung
äusserst bedenklich und mit Blick auf die Chancengleichheit und Attraktivität
des Arztberufes verheerend. 
Der heutige Verkauf von Arztpraxen erfolgt in der Regel ohne die Bezahlung
eines «Goodwills». Dies hat bisher keine Auswirkungen auf die
Gesundheitskosten erwirkt, es ist daher auch nicht zu befürchten, dass diese
durch die Bezahlung eines «Goodwills» steigen werden.
Zu Abs. 3 sei erneut auf das bei § 5 betreffend VZÄ Gesagte verwiesen werden.
Zudem sei die Frage erlaubt, warum die Weiterführung/Übernahme einer Praxis
auf zwei Personen beschränkt werden soll. Dies ist ein unnötiger Eingriff in die
Wirtschaftsfreiheit und behindert insbesondere die Bildung von Gruppenpraxen.
Dies wiederum ist jedoch wichtig, um den Arztberuf attraktiv zu gestalten und
die berufliche Vereinbarkeit zu fördern.
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Ausnahme
Spitalambulatorien

§ 9 Es ist davon auszugehen, dass ein Mehrbedarf insbesondere durch die
demografischen Veränderungen, das Bevölkerungswachstum, den
medizinischen Fortschritt und auch ändernde Patientenbedürfnisse entsteht.
Diesem zukünftigen Mehrbedarf ist in einer solchen Regelung ebenfalls
Rechnung zu tragen. Eine reine Substitution austretender Ärztinnen und Ärzte
wird nicht ausreichend sein.
Zudem ist nicht zu erklären, weshalb hier Spitalambulatorien bevorzugt
behandelt werden sollen. Vielmehr müsste der Ausbau im Allgemeinen
berücksichtigt werden. Sofern keine spitalambulante Infrastruktur erforderlich ist,
besteht kein Grund, Leistungen in Spitalambulatorien zu bevorzugen.

Meldepflicht § 10 Verzicht auf
Zulassung

Niemand wird freiwillig auf eine der raren und wertvollen Zulassung verzichten.
Hingegen wird ein lukrativer Handel mit Zulassungen entstehen. Die Wege
hierzu eröffnen §7 und §8.
Diese Bestimmung belegt jedoch eindrucksvoll, dass die zur Rechtfertigung
einer Einschränkung der Berufsausübung erforderliche Datengrundlage nicht in
genügendem Mass vorhanden ist. Daher ist eine bedarfsgerechte
Zualssungssteuerung faktisch auch nicht möglich, ansonsten wäre eine solche
Bestimmung nicht erforderlich.

Meldepflicht § 11 Vollzeitäquivalente Es muss bei der Ausgestaltung der Regelung zu den Höchstzahlen darauf
geachtet werden, den administrativen Zusatzaufwand für die Leistungserbringer
auf ein absolut notwendiges Minimum zu beschränken. 
Was genau ist mit «anhaltender Reduktion» gemeint? In Kombination mit der
monatlichen Meldepflicht liegt die Auslegung nahe, dass dies bereits bei einer
Dauer von mehr als einem Monat der Fall ist. Wo wird hier eine Grenze
gezogen? Reicht hier bereits ein (verlängerter) Mutter- oder Vaterschaftsurlaub
aus? Diese Regelung wird vor allem auf jene Gruppen Auswirkungen haben,
welche aufgrund von privaten Verpflichtungen (insb. care-Arbeit) ihre Pensen für
die Dauer von wenigen Monaten bis einigen Jahren z.B. zur
Kleinstkinderbetreuung reduzieren möchten. Die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie sollte nicht zusätzlich erschwert, sondern unbedingt gefördert werden.
Es braucht Spielräume und Flexibilität, um Wege und Möglichkeiten für die
Vereinbarkeit zu eröffnen. Wenn bereits die Organisation einer Vertretung für
den Mutterschaftsurlaub zur Herausforderung wird, wird der Wiedereinstieg zum
Spiessrutenlauf. Dies führt dazu, dass insbesondere Ärztinnen (aber auch
Ärzte) aus dem Beruf aussteigen. Dies ist weder wirtschaftlich, noch fördert es
die Qualität unseres Gesundheitswesens.

Allgemeine
Rückmeldungen

Hier können generelle
Rückmeldung zur
Selektion der
medizinischen
Fachgebiete mit einer
bedarfsgerechten und
wirtschaftlichen
Versorgung erfasst
werden. Rückmeldungen
zu den einzelnen
Fachgebieten sind im
Folgenden aufzuführen.

Gemäss Art. 4 der Verordnung über die Festlegung der Höchstzahlen für
Ärztinnen und Ärzte im ambulanten Bereich (Höchstzahlenverordnung) erfolgt
die Steuerung der Zulassung nach Fachgebieten, wobei Fachgebiete
Facharzttiteln der Definition in Art. 2 Abs. 1 lit. a und b der Verordnung über
Diplome, Ausbildung, Weiterbildung und Berufsausübung in den universitären
Medizinalberufen (Medizinalberufeverordnung, MedBV) entsprechen. Die
Medizin hat sich aber längst weiterentwickelt und mit ihr auch die
Spezialisierungen der Fachärzteschaft. Die Fachärzte haben sich bereits weiter
in Subspezialitäten spezialisiert (z. B. die orthopädische Chirurgie bspw. in
Fuss-, Knie-, Hüftgelenk- und Schulterspezialisten). In der kantonalen
Umsetzung muss daher zwingend festgehalten werden, wie mit diesen
Subspezialitäten umgegangen werden soll. Ansonsten droht in Spezialgebieten
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eine Verknappung der ärztlichen Ressourcen oder die «Entspezialisierung» der
Spezialisten. 
Die extremen Fortschritte in der Medizin spiegeln sich auch in den ambulanten
Behandlungsmöglichkeiten wider. Diese haben stark zugenommen und werden
mit dieser Entwicklung auch stetig weiter zunehmen. Damit wird auch der
Bedarf nach ambulanter Leistungserbringung steigen. 
Politisch ist dieser Effekt der Verlagerung von stationären zu ambulanten
Behandlungen gewünscht. Die Strategie «Ambulant vor Stationär» wird durch
die Umsetzung des Zulassungsstopps erschwert und teilweise verunmöglicht.
Dem kann nur mit Steigerungen der Anzahl Zulassungen gegengesteuert
werden.
Gemäss dem Anhang des Obsan-Berichts «Regionale Versorgungsgrade pro
Fachgebiet als Grundlage für die Höchstzahlen in der ambulanten ärztlichen
Versorgung» vom 17. August 2022 beträgt der Versorgungsgrad im Kanton
Zürich in den zur Regulierung vorgesehenen Fachgebieten:
• Kardiologie: 101%
• Orthopädische Chirurgie und Traumatologie des Bewegungsapparates: 99%
• Radiologie: 96%
• Urologie: 125%
Bisweilen wird die Validität der Datengrundlage dieser Erhebung in Frage
gestellt. Aber selbst wenn sie als Grundlage für Regulierungsmassnahmen
herangezogen wird, ist davon auszugehen, dass in mindestens zwei der vier
regulierten Fachgebiete nachgewiesenermassen keine Überversorgung besteht.
Hinzu kommt, dass bspw. die Orthopädische Chirurgie und Traumatologie oder
auch die Kardiologie eng mit der massiv unterversorgten Notfallmedizin
verknüpft ist und ein dadurch entstehender Mehrbedarf zu berücksichtigen ist.
Gemäss den Erläuterungen werden Fachgebiete beschränkt, welche «gemäss
Daten zu Leistungen und Angebot in den letzten Jahren stärker als die
Bevölkerung gewachsen» sind und bei welchen «ein weiteres Wachstum» zu
erwarten sei. Der Vergleich des Wachstums eines Fachgebietes mit dem
Bevölkerungswachstum greift jedoch deutlich zu kurz. Relevant ist vielmehr das
Wachstums des Bedarfs der Bevölkerung, und hierzu ist insbesondere die
demografische Entwicklung zu berücksichtigen.
Eine Prognose des Bedarfs an Behandlungen und entsprechend den benötigten
Fachkräften für die nächsten mind. 10 Jahre fehlt gänzlich. Diese ist jedoch
zwingend erforderlich, um einen evidenzbasierten Entscheid zum medizinischen
Bedarf zu fällen. Nur so können tatsächlich Rückschlüsse auf die benötigte
Anzahl Ärztinnen und Ärzte getroffen werden, welche gebraucht werden, um
eine qualitativ hochstehende, bedarfsgerechte und wirtschaftliche medizinische
Versorgung sicherzustellen. 
Bevor also mittels Höchstzahlen beschränkt würde, ist eine Bedarfsprognose zu
erstellen, die valide Daten liefert. Wir lehnen die Beschränkung mittels
Höchstzahlen für alle vier zur Zulassungsbeschränkung vorgeschlagenen
Fachgebiete entschieden ab.

Einzelne Fachgebiete Keine Antwort Keine Antwort


